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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 RJ 49/00
Datum 19.06.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 429/01
Datum 09.07.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Regensburg vom 19.
Juni 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, Ã¼ber den 31.12.1999
hinaus.

Der 1949 geborene KlÃ¤ger hat nach eigenen Angaben eine 1963 begonnene Lehre
zum Maschinenschlosser 1967 ohne Abschluss abgebrochen und anschlieÃ�end
nach einem ca. 4-wÃ¶chigen SchweiÃ�erlehrgang eine versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung als SchweiÃ�er aufgenommen. Nach Angaben des Arbeitgebers hat
der KlÃ¤ger an einer Nippelmaschine AnschlÃ¼sse in FlachheizkÃ¶rper eingepresst
und HeizkÃ¶rperrohlinge verputzt (Arbeitgeberauskunft vom 04.12.1997) bzw. als
Schlosser im HeizkÃ¶rperbau FlachheizkÃ¶rper abgedrÃ¼ckt und geschliffen sowie
AnschlÃ¼sse ausgerichtet und verputzt (Arbeitgeberauskunft fÃ¼r die
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Krankenkasse vom 15.10. 1999).

Am 17.10.1996 erlitt der KlÃ¤ger einen Kniescheibenbruch links mit
anschlieÃ�ender Patellektomie vom 03.03.1997. Aus einer anschlieÃ�ender vom
08.04. bis 26.05.1997 durchgefÃ¼hrten stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme
wurde der KlÃ¤ger als vollschichtig arbeitsfÃ¤hig im Beruf des SchweiÃ�ers (trotz
BeschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens auf leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im
Sitzen, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Hocken, Treppensteigen sowie Heben und Tragen
schwerer Lasten) mit dem Ziel der stufenweisen Wiedereingliederung entlassen
(Entlassungsbericht vom 20.06.1997).

Am 24.11.1997 stellte der KlÃ¤ger Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Nach ambulanter Begutachtung durch den Chirurgen und
Sozialmediziner Dr. S. (Gutachten vom 19.02.1998) bewilligte die Beklagte dem
KlÃ¤ger unter Umdeutung eines Rehabilitationsantrags vom 17.04.1997 wegen
verminderter Belastbarkeit des linken Beines bei knÃ¶chern noch nicht durchbauter
Arthrodese des linken Knies und Infektion eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
auf Zeit vom 21.05.1997 bis 31.12. 1999 (Bescheid vom 05.03.1998).

Am 09.07.1999 beantragte der KlÃ¤ger die WeitergewÃ¤hrung dieser Rente. Seine
Leiden hÃ¤tten sich verschlimmert. Er legte einen Befundbericht des Hausarztes Dr.
N. vom 12.07.1999 vor. Darin werden als Diagnosen eine Ankylose des linken
Kniegelenks, Cardiomyopathie (Belastungsdyspnoe bei arterieller Hypertonie),
toxisch-nutritiver Leberschaden, WirbelsÃ¤ulenschaden bei Fehlbelastung infolge
Knieversteifung und Gicht genannt. Technische Befunde seien nicht erhoben
worden.

Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger erneut durch Dr. S. ambulant begutachten
(Gutachten vom 07.09.1999). Dieser stellte eine Gebrauchsminderung des linken
Beines nach operativer Versteifung des linken Kniegelenks, beginnende
Abnutzungserscheinungen der HÃ¼ftgelenke und ein degeneratives, fehlstatisch
bedingtes LWS-Syndrom fest. Die Befunde hÃ¤tten sich gegenÃ¼ber dem
Vorgutachten vom 19.02.1998 gebessert. Die Arthrodese sei knÃ¶chern
ausreichend stabil durchbaut und der Infekt abgeheilt. Auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt kÃ¶nne der KlÃ¤ger wieder vollschichtig leichte Arbeiten zu ebener
Erde, im Sitzen unter Benutzung eines Arthrodesestuhls verrichten. Die Gehstrecke
sei auf 600 Metern begrenzt. Daraufhin lehnte die Beklagte eine WeitergewÃ¤hrung
der Rente Ã¼ber den 31.12.1999 hinaus wegen fehlender Berufs- und
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab (Bescheid vom 23.09.1999).

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch mit der BegrÃ¼ndung, sein
Gesundheitszustand habe sich gegenÃ¼ber der Vorbegutachtung nicht verbessert.
Der Infekt sei nicht vollstÃ¤ndig abgeheilt und die weiteren GesundheitsstÃ¶rungen
Leberschaden, Gicht, Cardiomyopathie und chronische Verdauungsinsuffizienz mit
der Notwendigkeit geregelter Nahrungsaufnahme seien nicht berÃ¼cksichtigt
worden. Der sozialÃ¤rztliche Dienst der Beklagten fÃ¼hrte (u.a.) aus, aus den
weiteren Leiden resultiere keine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung
(Stellungnahme vom 06.12.1999).
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Die Beklagte wies den Widerspruch zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom
12.01.2000). Der KlÃ¤ger sei als angelernter Arbeiter auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt verweisbar und kÃ¶nne dort seit 01.01.2000 wieder vollschichtig
tÃ¤tig sein.

Gegen den am 13.01.2000 zur Post gegebenen Widerspruchsbescheid hat der
KlÃ¤ger am 21.01.2000 zum Sozialgericht Regensburg (SG) Klage erhoben.
Aufgrund der Knieversteifung kÃ¶nne er nicht mehr berufstÃ¤tig sein. Er habe auch
Schwierigkeiten bei der Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel, da er das linke Bein
in den Gangbereich stellen mÃ¼sse. Eine Gehstrecke von 600 Metern sei nicht
gegeben. AuÃ�erdem seien nicht alle kÃ¶rperlichen BeeintrÃ¤chtigungen
berÃ¼cksichtigt worden.

Das SG hat einen Befundbericht des behandelnden Arztes Dr. N. angefordert. Dieser
hat angegeben, es liege eine massive GehstreckenbeeintrÃ¤chtigung vor und im
Wesentlichen auf beigefÃ¼gte Unterlagen Ã¼ber die Behandlung des linken
Kniegelenks, u.a. einen Bericht des Krankenhauses der Barmherzigen BrÃ¼der in R.
(fÃ¼r die Unfallversicherung des KlÃ¤gers) vom 29.02.2000 sowie eigene
"Bemerkungen zur Rentensache" vom 18.01.2000 verwiesen, die u.a. folgende
Diagnosen beinhalten: â�� Miserable zerebrale Situation, teilweise alkoholbedingt
â�� toxisch-nutritiver Leberschaden â�� hpyertensive Herz-Lungen-Erkrankung â��
Verdauungsinsuffizienz.

In einem ebenfalls beigefÃ¼gten Schreiben an die Beklagte vom 14.02.1998 wird
ein grenzwertiges HirnleistungsvermÃ¶gen, ein toxisch-nutritiver Leberschaden bei
rÃ¼cklÃ¤ufigen pathologischen Leberwerten, eine arterielle Hypertonie und ein
Zustand nach Magenresektion 1974 genannt.

Das SG hat (u.a.) ein fÃ¼r das SG in einem Schwerbehindertenverfahren erstattetes
Gutachten des Dr. K. vom 12.12.2000 beigezogen und ein Gutachten des Chirurgen
Dr. P. vom 06.03.2001 eingeholt. Dieser hat beim KlÃ¤ger nach ambulanter
Untersuchung folgende Diagnosen gestellt: â�� Versteifung des linken Kniegelenkes
nach KniescheibentrÃ¼mmer- bruch und nachfolgendem Infekt â�� beginnende
degenerative VerÃ¤nderungen der HÃ¼ftgelenke â�� WirbelsÃ¤ulensyndrom bei
degenerativen WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderun- gen â�� Teilverlust des Magens â��
Leberschaden â�� Bluthochdruck ohne Zeichen einer Herz-Kreislauf-Insuffizienz â��
Dupuytren sche Kontraktur in der Beugesehne des vierten Fin- gers beidseits ohne
funktionelle EinschrÃ¤nkung der Finger.

Er halte den KlÃ¤ger noch fÃ¼r fÃ¤hig, vollschichtig leichte Arbeiten,
Ã¼berwiegend im Sitzen und zu ebener Erde, ohne GefÃ¤hrdung durch KÃ¤lte,
Zugluft und NÃ¤sse, hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Knien und Hocken oder Zwangshaltung zu
verrichten. Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit seien gegeben. Ein Erfordernis
zusÃ¤tzlicher Arbeitspausen oder eine EinschrÃ¤nkung hinsichtlich des Weges zur
Arbeit lÃ¤gen nicht vor.

Das SG hat sich dieser LeistungseinschÃ¤tzung angeschlossen und die Klage
abgewiesen (Gerichtsbescheid vom 19.06.2001). Nach dem Gutachten des
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SachverstÃ¤ndigen Dr. P. kÃ¶nne der auf ungelernte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes verweisbare KlÃ¤ger ab 01.01.2000 wieder vollschichtig
erwerbstÃ¤tig sein. Eine relevante EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit liege nach
knÃ¶cherner Ausheilung der Arthrodese nicht vor.

Gegen diesen am 20.07.2001 zugestellten Gerichtsbescheid hat der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 24.07.2001, beim SG am
25.07.2001 und beim Bayer. Landessozialgericht (LSG) am 30.07.2001
eingegangen, Berufung eingelegt. Der KlÃ¤ger sei schwerbehindert (GdB 50) und
kÃ¶nne nach Angaben des SachverstÃ¤ndigen Dr. P. ab 01.01.2001 nur noch unter
vollschichtig erwerbstÃ¤tig sein. Wegen der Knieversteifung seien BÃ¼cken, Knien
und Hocken entgegen der Ansicht des SachverstÃ¤ndigen gÃ¤nzlich
ausgeschlossen.

Der Senat hat dem ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers nach Beiziehung der
Prozessakten des Schwerbehindertenverfahrens (S 6 SB 39/00), in dem auf Antrag
des KlÃ¤gers noch ein Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. D. vom 23.04.2001
eingeholt worden war, mitgeteilt, dass zu weiteren Ermittlungen von Amts wegen
keine Veranlassung besteht (Schreiben vom 05.10.2001) und auf Antrag des
KlÃ¤gers ein Gutachten des Arbeitsmediziners Dr. K. vom 17.10.2002 mit
ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 15.03.2003 eingeholt. Dieser hat nach
ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers vom 27.06. und 18.07.2002 festgestellt, der
kÃ¶rperliche Zustand habe sich bezÃ¼glich der Kniegelenksversteifung durch
Anpassung an die Behinderung und umfassende Rehabilitationsbehandlungen in
den letzten Jahren leicht, der gesamte Gesundheitszustand jedoch unter
BerÃ¼cksichtigung des natÃ¼rlichen Alterungsprozesses und der Entwicklung
weiterer GesundheitsstÃ¶rungen nicht entscheidend verbessert. Der KlÃ¤ger habe
bis 31.12.2000 leichte Arbeiten, im Sitzen, in geschlossenen RÃ¤umen, ohne
schweres Heben und Tragen noch vier bis sieben Stunden verrichten kÃ¶nnen. Ab
01.01.2001 seien ihm nur noch drei bis sechs Stunden zumutbar, wobei allgemein
aufgrund der bestehenden Behinderung und speziell wegen des Diabetes mellitus
alle ein bis zwei Stunden zusÃ¤tzliche Pausen von zehn bis fÃ¼nfzehn Minuten
erforderlich seien. Anmarschwege von 500 Metern kÃ¶nne der KlÃ¤ger wohl nicht
mehr zurÃ¼cklegen.

Der sozialÃ¤rztliche Dienst der Beklagten hat hierzu ausgefÃ¼hrt, die
internistischen Erkrankungen seien allenfalls behandlungsbedÃ¼rftig, kÃ¶nnten
aber eine zeitliche BeschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit, eine BeschrÃ¤nkung der
WegefÃ¤higkeit oder die Notwendigkeit zusÃ¤tzlicher Pausen nicht begrÃ¼nden
(Stellungnahme vom 09.12.2002).

Der KlÃ¤ger beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Regensburg vom
19.06.2001 und den Bescheid der Beklagten vom 23.09.1999 i.d.G.d.
Widerspruchsbescheides vom 12.01.2000 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm ab 01.01.2000 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Dauer zu
zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung abzuweisen.
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Der Senat hat neben der Prozessakte S 6 SB 39/00 die Akten der Beklagten, die
Akten des Amtes fÃ¼r Versorgung und FamilienfÃ¶rderung sowie die Prozessakte
des Sozialgerichts Regensburg S 7 RJ 49/00 beigezogen. Zur ErgÃ¤nzung des
Sachverhalts wird auf die beigezogenen Akten und die Berufungsakte Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 23.09.1999 i.d.G.d.
Widerspruchsbescheides vom 12.01.2000 mit Gerichtsbescheid vom 19.06.2001 zu
Recht abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbs- oder BerufsunfÃ¤higkeit ab 01.01.2000.

Zur BegrÃ¼ndung wird auf die GrÃ¼nde des angefochtenen Gerichtsbescheides
Bezug genommen (Â§ 153 Abs. 2 SGG). Das SG hat zutreffend festgestellt, dass der
KlÃ¤ger aufgrund der von seinem langjÃ¤hrigen Arbeitgeber angegebenen
Anlernzeit von 9 Monaten unabhÃ¤ngig von der genauen Bezeichnung der
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit (SchweiÃ�er oder Schlosser im HeizkÃ¶rperbau) nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) der Gruppe mit dem Leitberuf des
angelernten Arbeiters (im unteren Bereich) zuzuordnen ist, deshalb sozial auf
ungelernte Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verwiesen werden kann und
seit 01.01.2000 wieder in der Lage ist, dort vollschichtig erwerbstÃ¤tig zu sein. Die
der Entscheidung zugrunde gelegte, vom SachverstÃ¤ndigen Dr. P. ausfÃ¼hrlich,
schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung, dass der KlÃ¤ger noch
vollschichtig leichte TÃ¤tigkeiten verrichten kann und auch Ã¼ber die fÃ¼r eine
Verweisung erforderliche Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit sowie
WegefÃ¤higkeit verfÃ¼gt, wird durch das im Berufungsverfahren auf Antrag des
KlÃ¤gers eingeholte Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. K. nicht widerlegt. Dr. K.
stÃ¼tzt seine Leistungsbeurteilung auf folgende Diagnosen: â�� Zustand nach
Arthrodese des linken Kniegelenks; Coxarthrose rechts, Sprunggelenksarthrose links
mit schmerzhafter Beweg- ungseinschrÃ¤nkung. â�� Degenerative VerÃ¤nderungen
der WirbelsÃ¤ule mit eingeschrÃ¤nk ter Beweglichkeit. â�� Geringe Dupuytren sche
Kontraktur beidseits ohne wesentliche FunktionseinschrÃ¤nkung. â�� Z.n. 2/3
Magenresektion wegen GeschwÃ¼rsleiden mit langjÃ¤hri ger Beschwerdefreiheit.
â�� Metabolisches Syndrom (schlecht eingestellter Diabetes melli tus,
HyperurikÃ¤mie, geringe FettstoffwechselstÃ¶rung, Hyperto nie). â��
Leberparenchymschaden mit Hinweis auf Leberzirrhose. â�� Leichte chronische
Bronchitis.

Er fÃ¼hrt hierzu aus, bei den Diagnosen 5 â�� 7 handele es sich um Risikofaktoren,
die einer intensiven Ã¤rztlichen Behandlung bedÃ¼rften, um eine rasche und
erhebliche weitere Verschlechterung des gesamten Gesundheitszustandes zu
verhindern bzw. zu verlangsamen. FunktionseinschrÃ¤nkungen oder
FolgeschÃ¤den, insbesondere hinsichtlich des Bluthochdrucks und des Diabetes
mellitus, beschreibt der SachverstÃ¤ndige nicht. Anhaltspunkte fÃ¼r eine
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BeschrÃ¤nkung des zeitlichen LeistungsvermÃ¶gens durch diese Erkrankungen
finden sich ebenfalls nicht. BezÃ¼glich der Magenresektion besteht
Beschwerdefreiheit, bezÃ¼glich der Duputren schen Kontrakturen beidseits liegt
keine wesentliche FunktionseinschrÃ¤nkung vor. BezÃ¼glich orthopÃ¤discher
Beschwerden gibt der SachverstÃ¤ndige nur global eine eingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit der druck- und klopfschmerzfreien WirbelsÃ¤ule und der
HÃ¼ftgelenke bei Bewegungsschmerz rechts sowie einen Bewegungsschmerz im
linken Sprunggelenk ohne Angabe von Funktionsdefiziten an. Zu der fÃ¼r die
ZeitrentengewÃ¤hrung maÃ�gebenden Knieversteifung links bestÃ¤tigt der
SachverstÃ¤ndige eine Befundbesserung gegenÃ¼ber dem ersten
Rentenverfahren. Weitergehende Befunde hat der SachverstÃ¤ndige auch auf
Nachfrage des Senats nicht mitgeteilt. In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
15.03.2003 verweist er bezÃ¼glich orthopÃ¤disch bedingter
LeistungseinschrÃ¤nkungen in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft sowie
eventuell eingetretener oder zu erwartender internistisch bedingter "Mikro-
SchÃ¤den" auf eine weitergehende orthopÃ¤dische, neurologische,
augenÃ¤rztliche, internistische und laborÃ¤rztliche Begutachtung. Zur Bestimmung
der Wegstrecke verweist er auf einen Feldversuch. Eine vom Senat angeforderte
nÃ¤here BegrÃ¼ndung der zeitlichen LeistungseinschrÃ¤nkung hat der
SachverstÃ¤ndige nicht abgegeben. ZusÃ¤tzliche Arbeitspausen seien erforderlich,
weil mit lÃ¤ngerer TÃ¤tigkeitsdauer die notwendigen Erholungszeiten zunÃ¤hmen,
der Erholungseffekt pro Zeiteinheit Ã¼ber die gesamte Zeitdauer der Pause jedoch
abnehme und die optimale Einstellung eines Diabetes mellitus nach Schulung
hÃ¤ufigere kurze Essenspausen erfordere. Eine nÃ¤here BegrÃ¼ndung anhand der
beim KlÃ¤ger konkret vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen enthÃ¤lt die
Stellungnahme nicht.

Das Gutachten enthÃ¤lt auch unter BerÃ¼cksichtigung der ergÃ¤nzenden
Stellungnahme keine nachvollziehbare BegrÃ¼ndung fÃ¼r ein unter vollschichtiges
bzw. ab 01.01.2001 unter 6-stÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers. Die
Kniegelenksverletzung ist zwischenzeitlich knÃ¶chern ausgeheilt, was zu einer
Befundverbesserung i.S. einer wieder hergestellten Belastbarkeit des versteiften
Knies gefÃ¼hrt hat. Dass der KlÃ¤ger infolge der Knieversteifung seine nach
Angaben des Arbeitgebers Ã¼berwiegend im Stehen und Gehen zu verrichtende
TÃ¤tigkeit im HeizkÃ¶rperbau nicht wieder aufnehmen kann, ist nicht umstritten.
Der entsprechende Arbeitsversuch des KlÃ¤gers war von vorneherein nicht
erfolgversprechend. Der Arbeitgeber hatte bereits in einer Arbeitsplatzbeschreibung
vom 15.10.1999 darauf hingewiesen, dass der KlÃ¤ger seiner bisherigen TÃ¤tigkeit
mit versteiftem Bein unmÃ¶glich nachkommen kÃ¶nne und kein anderer,
zustandsangemessener Arbeitsplatz vorhanden sei. Der Arbeitsversuch spricht
andererseits aber nicht gegen die Eignung des KlÃ¤gers fÃ¼r eine vollschichtige
leichte TÃ¤tigkeit im Sitzen. Eine signifikante Befundverschlechterung hinsichtlich
anderer GesundheitsstÃ¶rungen ist dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. K.
nicht zu entnehmen. Mit der LeistungseinschÃ¤tzung der Vorgutachter setzt sich
der SachverstÃ¤ndige nicht auseinander, so dass sich aus seinem Gutachten keine
Anhaltspunkte fÃ¼r eine frÃ¼here FehleinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens
ergeben. FÃ¼r eine von Dr. K. vermutete ("wohl"), von den Vorgutachtern im
Rentenverfahren und den SachverstÃ¤ndigen im Verfahren S 6 SB 39/00 â�� in dem
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wegen der beantragten Zuerkennung des Merkzeichens "G" u.a. die WegefÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers Gegenstand der medizinischen Begutachtung war- ausdrÃ¼cklich
verneinte BeschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit auf unter 500 Metern fehlt eine
BegrÃ¼ndung. Auch fÃ¼r die Notwendigkeit zusÃ¤tzlicher Pausen lassen die
allgemeinen, nicht auf die konkrete Gesundheitssituation des KlÃ¤gers eingehenden
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen keine nachvollziehbaren GrÃ¼nde
erkennen. Dass der nur als Risikofaktor beschriebene Diabetes mellitus beim
KlÃ¤ger zusÃ¤tzliche Pausen erforderlich macht, ist angesichts der fehlenden
Medikamenten- und Insulinpflicht nicht Ã¼berzeugend. Die Notwendigkeit,
zwischen den Ã¼blichen Arbeitspausen kleinere Mahlzeiten einzunehmen, wird vom
SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r den Fall des KlÃ¤gers nicht dargetan. Im Ã�brigen ist
beispielsweise bei der TÃ¤tigkeit eines PfÃ¶rtners, die auch Dr. K. grundsÃ¤tzlich
als zumutbar ansieht, die Einnahme von Zwischenmahlzeiten ohne besondere
Pausenregelung mÃ¶glich.

Der KlÃ¤ger ist nach Ã�berzeugung des Senats auch in der Lage, Ã¶ffentliche
Verkehrsmittel zu benutzen. Zwar hat er â�� wie bereits im Verfahren S 6 SB 39/00
â�� vorgetragen, dies sei ihm erschwert, weil er beim Sitzen das linke Bein in den
Gangbereich stellen mÃ¼sse. Bei der Begutachtung des KlÃ¤gers wurde aber weder
im Rentenverfahren noch im Schwerbehindertenverfahren seitens der
SachverstÃ¤ndigen festgestellt, der KlÃ¤ger sei nicht mehr in der Lage, Ã¶ffentliche
Verkehrsmittel zu besteigen und sitzend oder stehend zu benutzen. Dies begegnet
aufgrund der durch die knÃ¶cherne Durchbauung der Arthrodese wiedererlangten
Belastbarkeit des linken Beines und der Tatsache, dass der KlÃ¤ger im Alltag
lediglich einen Gehstock benÃ¶tigt, auch keinen Bedenken. Es erscheint
Ã¼berzeugend, dass bei ausgeheilter Arthrodese noch eine ausreichende
StehfÃ¤higkeit zur Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel gegeben ist. In einem
Bericht des Krankenhauses der Barmherzigen BrÃ¼der vom 29.02.2000 wird
ausdrÃ¼cklich angegeben, der Stand auf beiden Beinen sei sicher. In den spÃ¤ter
erstellten Gutachten finden sich keine Hinweise auf eine Standunsicherheit des
KlÃ¤gers. Er selbst hat â�� auch bei der ErÃ¶rterung dieser Frage in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung â�� keine diesbezÃ¼glichen Beschwerden angegeben.
Dass aufgrund der Arthrodese das Treppensteigen und damit auch das Einsteigen in
Busse und Bahnen, soweit es sich noch nicht um Niederflurfahrzeuge handelt,
erschwert ist, schlieÃ�t eine Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel nicht aus.

Andere schwere spezifische Leistungsbehinderungen oder eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen, die bei dem auf ungelernte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisbaren KlÃ¤ger ausnahmsweise
die Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit erforderlich machen
wÃ¼rden (vgl. BSGE 80, 24), liegen nicht vor. Zwar weist der KlÃ¤ger zu Recht
darauf hin, dass wegen der Versteifung des linken Kniegelenks Knien und Hocken
gÃ¤nzlich ausgeschlossen sind, wÃ¤hrend dem Senat ein Ausschluss gelegentlichen
BÃ¼ckens nicht begrÃ¼ndet erscheint, doch sind dem weder hinsichtlich der
Konzentrations- und UmstellungsfÃ¤higkeit noch der Feinmotorik erkennbar
eingeschrÃ¤nkten KlÃ¤ger fÃ¼r ungelernte TÃ¤tigkeiten typische Verrichtungen wie
das Zureichen, Abnehmen, Sortieren, Verpacken und Montieren ohne Weiteres
mÃ¶glich.
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Zu einer weitergehenden â�� insbesondere internistischen â�� Begutachtung des
KlÃ¤gers besteht keine Veranlassung. Die beim KlÃ¤ger vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen sind durch die bereits vorliegenden Gutachten umfassend
berÃ¼cksichtigt worden. Die vom ProzessbevollmÃ¤chtigen des KlÃ¤gers ohne
Zeitangabe zitierten Angaben des behandelnden Arztes Dr. N. sind offensichtlich
seinen "Bemerkungen zur Rentensache" vom 18.01.2000 entnommen und durch die
seitherigen Begutachtungen hinreichend berÃ¼cksichtigt. FÃ¼r zerebrale
StÃ¶rungen fanden sich dabei keine Hinweise. Auch Dr. K. attestiert dem KlÃ¤ger
eine Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte Arbeiten. Der
Leberschaden bedingt keine LeistungseinschrÃ¤nkungen, eine hypertensive Herz-
Lungenerkrankung konnte gutachtlich nicht bestÃ¤tigt werden. BezÃ¼glich der lang
zurÃ¼ckliegenden Magenresektion bestehen allenfalls zeitweilige geringe
Beschwerden (Gutachten Dr. P.), bei der letzten Begutachtung bestand
Beschwerdefreiheit (Gutachten Dr. K.).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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